
Europäische Rechtsprechung

Die systematische Erhebung biometrischer und genetischer Daten aller
beschuldigten Personen für die Zwecke ihrer polizeilichen Registrierung
verstößt gegen Art. 9 I DSGVO

Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-205/21 | Ministerstvo na vatreshnite
raboti (Registrierung biometrischer und genetischer Daten durch die Polizei)

Ein bulgarischer Staatsangehöriger (B.) wurde im Rahmen eines von den bulgarischen
Behörden eingeleiteten Strafverfahrens wegen Steuerhinterziehung beschuldigt, an
einer kriminellen Vereinigung beteiligt zu sein, die zu Bereicherungszwecken gebildet
worden sei, um in abgestimmter Weise im bulgarischen Hoheitsgebiet Straftaten zu
begehen. Auf diese Beschuldigung hin forderte die bulgarische Polizei B. auf, sich der
Erhebung daktyloskopischer und fotografischer Daten für die Zwecke ihrer Regis-
trierung sowie der Entnahme von Proben zum Zweck der Erstellung ihres DAN-Profils
zu unterziehen. B. verweigerte diese Erhebung

Der EuGH stellt zunächst fest, dass die Richtlinie 2016/680 im Licht der Charta dahin
auszulegen ist, dass die Verarbeitung biometrischer und genetischer Daten durch die
Polizeibehörden für ihre Untersuchungstätigkeiten zu Zwecken der Kriminalitätsbe-
kämpfung und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung nach nationalem
Recht zulässig ist, wenn Letzteres eine hinreichend klare und präzise Rechtsgrundlage
für die Zulässigkeit dieser Verarbeitung enthält.

Schließlich gelangt der Gerichtshof zu dem Ergebnis, dass die Richtlinie 2016/6808
nationalen Rechtsvorschriften entgegensteht, die die systematische Erhebung biome-
trischer und genetischer Daten aller Personen zum Gegenstand haben, einer vorsätz-
lichen Offizialstraftat beschuldigt werden, für die Zwecke ihrer Registrierung vorsehen,
ohne die Verpflichtung der zuständigen Behörde vorzusehen, zum einen zu überprüfen
und nachzuweisen, ob bzw. dass diese Erhebung für die Erreichung der konkret ver-
folgten Ziele unbedingt erforderlich ist, und zum anderen, ob bzw. dass diese Ziele
nicht durch Maßnahmen erreicht werden können, die einen weniger schwerwiegenden
Eingriff in die Rechte und Freiheiten der betroffenen Person darstellen. Die Richtlinie
2016/680 soll u. a. einen erhöhten Schutz gegen eine Verarbeitung sensibler Daten, zu
denen biometrische und genetische Daten gehören, gewährleisten, da eine solche er-
hebliche Risiken für die Grundrechte und Grundfreiheiten mit sich bringen kann. Die
dort genannte Anforderung, dass diese Verarbeitung „nur dann erlaubt [ist], wenn sie
unbedingt erforderlich ist“, ist, so der EuGH, dahin auszulegen, dass sie verschärfte
Voraussetzungen für die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung dieser sensiblen Daten
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